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-  Schaffung von mehr 
Durchlässigkeit zwi-
schen den Schulty-
pen. 

-  Gymnasien sollen 
erhalten bleiben. 

-  Einführung eines 
Rechtsanspruchs auf 
bedarfsgerechte Be-
treuung im Grund-
schulalter. 

-  Über Weiterbildung 
von Lehrern und Leh-
rerinnen sollen die di-
gitalen Kompetenzen 
der Schüler und 
Schülerinnen geför-
dert werden. 

- Eine „Nationale Bildungsalli-
anz“ (vollständige Aufhebung 
des Kooperationsverbotes) soll 
geschaffen werden 

-  Über ein Schulmodernisie-
rungsprogramm sollen Schulen 
barrierefrei und modern ausge-
stattet werden. 

-  Setzen sich für einen flächende-
ckenden Ausbau guter Ganz-
tagsschulangebote ein. 

-  Einführung eines Rechtsan-
spruchs auf ganztägige Bil-
dung und Betreuung. 

-  Die „Qualitätsoffensive Lehr-
erbildung“ soll fortgesetzt wer-
den. 

-  Förderung von digitaler Bil-
dung. 

-  Wollen gemeinsam mit den Län-
dern die Schulsozialarbeit 
ausbauen. 

-  Schaffung einer inklusi-
ven Gemeinschafts-
schule für alle.  

- Lehrmittelfreiheit 

- kostenfreie Verpfle-
gung in Kita und Schu-
le   

- kostenfreie Beförde-
rung von Schülern und 
Schülerinnen zur Schule 

-  Einführung eines 
Rechtsanspruchs auf 
Ganztagsbetreuung in 
der Grundschule. 

-  Jugendsozialarbeit soll 
an jeder Schule zum fes-
ten Bestandteil von 
schulischer Arbeit wer-
den. Hierfür wird eine 
Verankerung des Ange-
botes im Kinder- und 
Jugendhilferecht gefor-
dert. 

-  Setzt auf eine Anhebung 
der  Bildungsausgaben 
sowie eine umfassende 
Modernisierung des Bil-
dungssystems. 

- Förderung der Eigen-
ständigkeit von Schulen 
über die Entscheidungs-
hoheit bei Organisation, 
Budget, Profilbildung und 
Personal. 

- Schaffung einheitlicher 
Bildungsstandards. 

- Einführung einer Unter-
richtsgarantie für Schü-
ler. 

- Einführung von Bil-
dungsgutscheinen für 
die Finanzierung des 
gesamten Bildungssys-
tems. 

- Spricht sich für ein Teilha-
berecht von Flüchtlingen 
am Unterricht aus.  

- Die kulturelle Bildung in 
Schulen und  anderen 
Einrichtungen soll gestärkt 
werden. 

- Wollen sich konsequent 
für einen Ausbau des 
möglichst langen gemein-
samen Lernens einsetzen. 
Das Kooperationsverbot 
soll aufgehoben werden.  

-  Es sollen mindestens 7 
Prozent der Wirtschafts-
leistung in allgemeine 
Bildung und mindestens 
3,5 Prozent in Forschung 
und Entwicklung investiert 
werden.  
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-  Sprechen sich für eine 
Stärkung der dualen 
Ausbildung in Betrieb 
und Schule aus. Diese 
soll vor allem über eine 
Förderung der höheren 
beruflichen Bildung er-
folgen (z. B. über die 
Einführung eines Meis-
terbonus).  

-  Wollen junge Men-
schen zwischen 25 
und 35 Jahren ohne 
Abschluss nachquali-
fizieren. 

-  Schulgeld für be-
stimmte Ausbildungen 
im mittleren medizini-
schen Bereich sollen 
abgeschafft werden. 

 

 

- Es soll ein flächendeckender 
Ausbau von Jugendberufs-
agenturen erfolgen. 

-  Setzen sich für Mindestausbil-
dungsvergütung ein.  

-  Es soll eine Ankündigungsfrist 
für Arbeitgeber eingeführt wer-
den, wenn Auszubildende nach 
Abschluss der Ausbildung nicht 
übernommen werden.  

-  Eine Garantie auf einen Aus-
bildungsplatz soll als Ziel weiter 
verfolgt werden.  

-  Die assistierte Ausbildung soll 
bundesweit ausgebaut werden.  

-  Es soll eine Initiative zum Aus-
bau der Teilzeitausbildung ge-
ben.  

-  Über einen Berufsschulpakt 
von Bund und Länder soll die 
Ausstattung der Berufsschulen 
verbessert werden und mehr gu-
te Lehrkräfte zur Verfügung ste-
hen. 

-  Das Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) soll novelliert werden. 

-  Es wird eine Ausbildungsstra-
tegie für die Arbeitswelt 4.0 
angestrebt. 

-  Die Durchlässigkeit zwischen 
beruflicher und akademischer 
Bildung soll gestärkt werden.  

-  Die Stipendien für Berufsbil-
dungsabsolventinnen und  
-absolventen sollen verdoppelt 
werden.  

-  Spricht sich für ein 
Recht auf gebühren-
freie und vollqualifizie-
rende Ausbildung für 
alle aus. 

- Fordert eine gesetzlich 
geregelte Mindestaus-
bildungsvergütung, die 
ein Leben unabhängig 
von den Eltern möglich 
macht. 

- Am Ende von berufsvor-
bereitenden Maßnah-
men muss ein verbind-
liches Ausbildungsan-
gebot stehen.  

- Ausbildungsabschlüs-
se sollen in jedem Altern 
nachgeholt werden kön-
nen. 

- Das Berufsbildungs-
gesetz (BBiG) soll 
grundlegend reformiert 
sowie ein Rechtsan-
spruch auf eine vollquali-
fizierende Ausbildung 
eingeführt werden. 

-  Die Lehr- und Lernmit-
telfreiheit soll im BBiG 
verankert werden. 

- Spricht sich für eine el-
ternunabhängige Aus-
bildungsförderung für 
volljährig Schüler, Auszu-
bildende und Studierende 
aus. Diese soll über einen 
Zuschuss von 500 Euro 
sowie ein Darlehensange-
bot erfolgen. 

-  Die duale Ausbildung 
soll ausgeweitet und 
aufgewertet werden. 
Hierzu sollen zukünftig al-
le Ausbildungsberufe mit 
digitalen Medien unterrich-
tet sowie das Fach „Infor-
matik“ zum wesentlichen 
Bestandteil der berufs-
schulischen Ausbildung 
werden.  

-  ERASMUS plus, als eu-
ropäisches Austauschpro-
gramm, soll insbesondere 
für Auszubildende und 
junge Berufstätige ausge-
baut werden.  

 

- Für eine bessere Integra-
tion von Geflüchteten soll 
der rechtmäßige Aufent-
halt während und nach 
der Ausbildung garan-
tiert und die Vorrangprü-
fung abgeschafft werden. 

- Befürworten eine bran-
chen- und regionsspezifi-
sche, solidarische Umla-
genfinanzierung der 
Ausbildung.  

-  Wollen eine Mindestaus-
bildungsvergütung ein-
führen. 

-  Die Berufsausbildungs-
beihilfe soll einfacher in 
Anspruch genommen 
werden können und sich 
in der Höhe realistisch an 
den Lebenshaltungskos-
ten orientieren. 

-  Für Jugendliche ohne 
Ausbildung soll es pass-
genaue Integrationsstra-
tegien  und Weiterbil-
dungsangebote geben.  

-  Für Asylsuchende und 
Geduldete sollen für die 
Ausbildung und anschlie-
ßende Beschäftigung 
rechtssichernde Aufent-
haltstitel geschaffen wer-
den. 
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-  Setzt sich für die 
Schaffung von stu-
dentischem Wohn-
raum ein. 

-  Sprechen sich für ei-
nen Masterplan „Me-
dizinstudium 2020“ 
aus. Über ein verän-
dertes Zulassungs- 
und Auswahlverfahren 
soll die Tätigkeit des 
Allgemeinmediziners 
attraktiver werden. 

 

-  Wollen die Leistungen des BA-
föG´s verbessern (Erhöhung 
der Fördersätze, späterer Stu-
dienbeginn, Teilzeitstudium).  

-  Sprechen sich für einen Hoch-
schulsozialpakt aus (Investitio-
nen in Studierenden- und Aus-
bildungsheime).  

-  Der Zugang zu Hoch-
schulen soll über  ein 
neues Hochschulzu-
lassungsgesetz gere-
gelt werden. 

- Jede Form von Stu-
diengebühren für Men-
schen mit und ohne 
deutschen Pass sollen 
abgeschafft werden. 

- Die Hochschulen sollen 
für geflüchtete Men-
schen geöffnet werden. 

- Das BAföG soll ange-
hoben, elternunabhän-
gig und rückzahlungsfrei 
sowie entsprechend der 
steigenden Lebenshal-
tungskosten angepasst 
werden. 

- Es soll einen flächen-
deckenden Tarifvertrag 
für studentische Be-
schäftigte geben.  

-  Streben eine leistungs-
orientierte Förderung 
von mindesten 15 % der 
Studierenden über Sti-
pendien an. 

-  Länderübergreifende 
Hochschulfinanzierung 
über Bildungsgutschei-
ne. 

- Mit der Einführung nach-
gelagerter Studienge-
bühren soll ein neuer Ge-
nerationsvertrag ge-
schlossen werden. Hierbei 
sollen Studienbeiträge 
nach Abschluss des Stu-
diums, einkommensab-
hängig von der Hochschu-
le erhoben werden kön-
nen.  

-  Gleichwertige Unterstüt-
zung freier Schulen. 

-  Online-Zugang zu Lehr-
materialien an öffentlichen 
Hochschulen.  

-  Setzt auf Digitalisierung 
der Bildung um eine 
neue Qualität von Bildung 
zu erreichen (Stärkung 
der Medienkompetenz). 

 

- Studienfinanzierung soll 
neu aufgebaut werden. 
Dazu soll die Altersgrenze 
beim BAföG abgeschafft 
und Teilzeitmöglichkeiten 
geschaffen werden. Mittel-
fristig soll sich die Studi-
enfinanzierung auf ein 
nichtrückzahlungspflichti-
ges Zwei-Säulen-Modell 
(Basisbetrag für alle und 
bedarfsabhängigem Zu-
schuss) umgestellt wer-
den. Das BAföG soll künf-
tig automatisch erhöht 
werden sowie eine orts-
abhängige Wohnkosten-
pauschale enthalten. 

- Studiengebühren werden 
abgelehnt. 

-  Sprechen sich für einen 
Bund-Länder-Aktionsplan 
„Studentisches Wohnen“ 
aus.  
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-  Spricht sich für die 
Aufnahme der Kinder-
rechte ins Grundge-
setz aus. 

-  Spricht sich für die Aufnahme 
der Kinderrechte ins Grundge-
setz aus. 

-  Setzt auf eine eigenständige 
Jugendpolitik. 

-  Entwicklung einer jugendpoliti-
schen Gesamtstrategie.  

-  Implementierung eines gesetz-
lich verankerten Jugendchecks.  

-  Absenkung des Wahlalters auf 
16 Jahre. 

-  Orte der Kinder- und Jugend-
arbeit sollen erhalten und aus-
gebaut werden.  

-  Die EU Mittel im Kampf gegen 
Jugendarbeitslosigkeit sollen 
aufgestockt und in einem per-
manenten Jugendbeschäfti-
gungsfond gebündelt werden.  

-  Initiierung eines europäischen 
Mobilitätsprogramms für die 
Aufnahme  einer Ausbildung o-
der Arbeitsplatzes in der EU. 

- Spricht sich für die Auf-
nahme der Kinderrech-
te ins Grundgesetz 
aus. 

- Einsetzung eines Kin-
der- und Jugendbeauf-
tragten. 

-  Es soll eine selbstbe-
stimmte Jugendpolitik 
geben. Diese soll u.a. 
erreicht werden über:  

-  Stärkung von politi-
schen und sozialen 
Selbstorganisationen 
von Kindern und Ju-
gendlichen 

- Stärkung ihrer sozia-
len Rechte sowie ih-
rer gesellschaftlichen 
und politischen Teil-
habe 

- Senkung des Wahl-
alters auf 16 Jahre. 

 

  - Spricht sich für die Auf-
nahme der Kinderrechte 
ins Grundgesetz aus. 

-  Es sollen Vereine der 
Jugendarbeit gestärkt und 
Angebote für Jugendli-
che, wie Jugendzentren, 
ausgebaut werden.  

-  Wahlalter soll auf 16 
Jahre abgesenkt werden.  
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-  Wollen  sich dafür ein-
setzen, dass Men-
schen in allen Teilen 
Deutschlands Arbeit 
und Ausbildung in 
der Nähe ihres Hei-
matortes finden. 

-  Sachgrundlose Befristung von 
Arbeitsverträgen soll abgeschafft 
werden.  

-  Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Bildungsab-
schlüssen soll verbessert wer-
den. 

- Der Niedriglohnsektor 
soll über einen Mindest-
lohn von 12 Euro „tro-
ckengelegt“ werden.  

-  Die Anerkennung von 
im Ausland erworbe-
nen Qualifikationen soll 
vereinfacht und verbes-
sert werden.  

 

 

-  Spricht sich für eine bes-
sere Anerkennung von 
im Ausland erworbener 
Berufs- und Bildungs-
abschlüsse aus. 

-  Für Flüchtlinge soll eine 
Ausnahme beim Min-
destlohn, wie für Lang-
zeitarbeitslose, eingeführt 
werden.  

- Die im Ausland erwor-
benen Bildungs- und 
Berufsabschlüsse sollen 
schneller und unbürokrati-
scher anerkannt werden.  

-  Die Arbeitslosenversiche-
rung soll zu einer Ar-
beitsversicherung wer-
den. 

 


